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76. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die Besorgung von Angele-
genheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Jabing aus dem Bereich der örtlichen Baupolizei auf die
örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird

77. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die Besorgung von Angele-
genheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Raiding aus dem Bereich der örtlichen Baupolizei auf die
örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird

78. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die Besorgung von Angele-
genheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Zagersdorf aus dem Bereich der örtlichen Baupolizei auf
die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird

79. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 23. Dezember 2003, mit der die Geschäftsordnung der Bur-
genländischen Landesregierung geändert wird

76. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die Be-
sorgung von Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Jabing aus dem
Bereich der örtlichen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird 

Auf Antrag der Gemeinde Jabing wird gemäß § 58 Abs. 4 Burgenländische Gemeindeordnung 2003, LGBl.
Nr. 55, die Besorgung folgender Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der örtli-
chen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft Oberwart übertragen; diese Übertragung
bezieht sich nicht auf bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG):

1. In jenen Fällen, in denen nach der Gewerbeordnung die gewerbebehördliche Genehmigung der Be-
triebsanlage erforderlich ist: Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt
oder ein Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Ertei-
lung von Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie
Abbruchbewilligung und Erteilung der Benützungsfreigabe. Die Übertragung bezieht sich auf den gesam-
ten Bau, wenn auch nur ein Teil des Baus der gewerbebehördlichen Genehmigungspflicht unterliegt;

2. für Bauten in Grünflächen (§ 16 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBl. Nr. 18/1969, in
der geltenden Fassung): Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt oder
ein Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Erteilung
von Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie Abbruchbe-
willigung und Erteilung der Benützungsfreigabe;

3. Durchführung aller baubehördlichen Verfahren und aller im Burgenländischen Baugesetz normierten
Maßnahmen bei mangelhafter und nichtbewilligter Bauführung sowie bei Baugebrechen in den Angele-
genheiten nach Z 1 und 2.

Für die Landesregierung:
Kaplan

77. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die
Besorgung von Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Raiding aus dem
Bereich der örtlichen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird 

Auf Antrag der Gemeinde Raiding wird gemäß § 58 Abs. 4 Burgenländische Gemeindeordnung 2003, LGBl.
N r. 55, die Besorgung folgender Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der örtli-
chen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft Oberpullendorf übertragen; diese Übertra-
gung bezieht sich nicht auf bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG):
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1. In jenen Fällen, in denen nach der Gewerbeordnung die gewerbebehördliche Genehmigung der Be-
triebsanlage erforderlich ist: Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt
oder ein Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Ertei-
lung von Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie Ab-
bruchbewilligung und Erteilung der Benützungsfreigabe. Die Übertragung bezieht sich auf den gesam-
ten Bau, wenn auch nur ein Teil des Baus der gewerbebehördlichen Genehmigungspflicht unterliegt;

2. für Bauten in Grünflächen (§ 16 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBl. Nr. 18/1969, in
der geltenden Fassung): Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt oder
ein Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Erteilung
von Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie Abbruchbe-
willigung und Erteilung der Benützungsfreigabe;

3. Durchführung aller baubehördlichen Verfahren und aller im Burgenländischen Baugesetz normierten
Maßnahmen bei mangelhafter und nichtbewilligter Bauführung sowie bei Baugebrechen in den Angele-
genheiten nach Z 1 und 2.

Für die Landesregierung:
Kaplan

78. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 16. Dezember 2003, mit der die
Besorgung von Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Zagersdorf aus dem
Bereich der örtlichen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird 

Auf Antrag der Gemeinde Zagersdorf wird gemäß § 58 Abs. 4 Burgenländische Gemeindeordnung 2003, LGBl.
N r. 55, die Besorgung folgender Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der örtlichen
Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung übertragen; diese Übertra-
gung bezieht sich nicht  auf bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG):

1. In jenen Fällen, in denen nach der Gewerbeordnung die gewerbebehördliche Genehmigung der Betriebs-
anlage erforderlich ist: Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt oder ein
Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Erteilung von
Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie Abbruchbewilli-
gung und Erteilung der Benützungsfreigabe. Die Übertragung bezieht sich auf den gesamten Bau, wenn
auch nur ein Teil des Baus der gewerbebehördlichen Genehmigungspflicht unterliegt;

2. Durchführung aller baubehördlichen Verfahren und aller im Burgenländischen Baugesetz normierten
Maßnahmen bei mangelhafter und nichtbewilligter Bauführung sowie bei Baugebrechen in den Angele-
genheiten nach Z 1.

Für die Landesregierung:
Kaplan

79. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 23. Dezember 2003, mit der die
Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung geändert wird

Auf Grund des Art. 59 L-VG in Verbindung mit Art. 103 Abs. 2 B-VG wird verordnet:

Die Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 12. März 1969, mit der die Geschäftsordnung
der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird (GeOL), LGBl. Nr. 11/1969, in der Fassung der Ver-
ordnungen LGBl. Nr. 40/1978, 23/1984, 31/1985, 1/1986, 63/1987, 61/1988, 33/1993, 44/1994 und 40/2001
sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 48/1969, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Abs. 1 wird nach Z 14 folgende Z 14a eingefügt:
„14a. Vorgaben für das Stimmverhalten der Vertreterinnen oder Vertreter des Landes in Ausübung ihrer

Gesellschafterrechte (einschließlich solcher im Umlaufwege gemäß § 34 GmbH-Gesetz) bezüglich der
BELIG – Beteiligungs- und LiegenschaftsGmbH;“
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2. Im § 11 wird nach Z 5 folgende Z 6 angefügt:
„6. mit denen Vorgaben für das Stimmverhalten gemäß § 2 Abs. 1 Z 14a getroffen werden,“

Für die Landesregierung:
Nießl
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